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Dienstag, 27. August 2024

Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

So soll die Ausbildung besser werden
Zu denMissständen an der PädagogischenHochschulewerden in den Parlamenten beider Basel Vorstösse lanciert.

Hans-Martin Jermann

Die Pädagogische Hochschule
(PH)derFachhochschuleNord-
westschweiz (FHNW)mit ihren
3600Studierenden steht inden
Negativschlagzeilen.Entzündet
hat sichdieKritikamBelegungs-
system für Vorlesungen und
Kurse: Die Konkurrenz ist so
gross, dass nicht alle Studieren-
den einen Platz in den ge-
wünschten Modulen erhalten.
Weil viele Buchungen kurz vor
Meldeschluss getätigt werden,
ist kürzlich das System zusam-
mengebrochen. Hinter dem
Frust über den Absturz stehen
grundsätzliche Klagen über die
Qualität der Ausbildung.

Am Wochenende hat sich
PH-Leiter Guido McCombie in
Interviews – unter anderem in
der bz – zu denMissständen ge-
äussert. Doch seine Aussagen
sindnicht überall gut angekom-
men: «Mir scheint, der PH-Lei-
ter hat nicht verstanden, wie
gross die Probleme sind», sagt
Sibylle Schürch. Die Kommuni-
kationsberaterinundehemalige
SP-Grossrätin sass viele Jahre im
Unirat der Universität Basel.

Das, was an der PH der
FHNW gelehrt werde, decke
sich nur wenig mit der Realität
und denAnforderungen an den
Schulen imKantonBasel-Stadt.
Dies höre sie von Studierenden
undLehrkräften.DasVerständ-
nis der PH für die Problemeder
Lehrkräfte an der Front sei
«wohl nicht sehr ausgeprägt»,
analysiert Schürch. Das müsse
sich ändern.

EinProblem:Dozierende
ohneErfahrunganSchulen
«Die Schule hat mittlerweile
keinengutenRufmehr.Esmuss
etwas geschehen», findet auch
der Aescher SP-Landrat Jan
Kirchmayr. Doch wo kann und
soll sich die Politik in den vier
FHNW-Trägerkantonen Basel-
Stadt,Baselland, Solothurnund
Aargau einmischen und wo
nicht?Der 31-jährigeSekundar-
lehrer kennt einigeStudierende
aus der Region, die wegen der
mangelnden Qualität vor Ort
lieber die PH in Zürich oder
Bernbesuchten.Diemangelnde

Praxisnähe der PH-Ausbildung
sei eines der Hauptprobleme.
Viele Dozierende verfügten
über wenig bis keine Unter-
richtserfahrung an Schulen.

KirchmayrsVorschlag:Fach-
didaktik-Veranstaltungensollen
in Tandems gemeinsam von
TheoretikernundPraktikernge-
leitet werden. Doch für mehr
PraxisnähemüssteeineVorgabe

fallen:HeutemüssenalleDozie-
rende einen Master-Abschluss
einer Universität haben. Dies
führt dazu, dassPrimarlehrper-
sonen, die in der Regel «nur»
einenBachelor-Abschluss inder
Taschehaben,nicht zurPrimar-
stufe an der FHNW dozieren
können. Beschlossen hat dies
die Konferenz der kantonalen
Erziehungsdirektoren (EDK).
Kirchmayrüberlegt sich,mittels
StandesinitiativeDruckauf eine
Regeländerung zumachen.

Zum kritisierten Ein-
schreibeverfahren reicht SP-
LandrätinUrsulaWyssamDon-
nerstag eine Interpellation ein.
Wyss will unter anderem wis-
sen, wie viele Studierende kei-
nen Platz in einem der ge-
wünschtenModule fanden und
wie viele deswegen ihr Studium
ungewollt verlängernmussten.

Diese Informationen seien
politisch relevant, findet Wyss:
«Schliesslich hat das alles Ein-
fluss auf die Kosten der Ausbil-
dung –unddiesewirdmassgeb-
lichvondenKantonenbezahlt.»

Für den Basler FDP-Grossrat
Erich Bucher zielt die Diskus-
sion hingegen in eine falsche
Richtung: In der aktuellen Auf-
regung würden Themen ver-
mischt, die nichts miteinander
zu tun hätten. «Das Belegungs-
system mag für die Studieren-
den ein grosses Ärgernis sein –
dochdiesesmuss auf operativer
Ebenevonder Schulleitungund
vom Fachhochschulrat gelöst
werden», findet Bucher. Er ist
Präsident der Interparlamenta-
rischenKommissionzurFHNW,
äussert gegenüber dieser Zei-
tungaber seinepersönlicheMei-
nung.

FDP-Grossratkritisiert
Aktionismus imParlament
Auch Bucher sieht ein Problem
in der Akademisierung der
Lehrpersonenausbildung. Dies
sei ein Thema für die Politik.
Der Leistungsauftrag an die
FHNW für die Jahre 2025 bis
2028 kommt demnächst in die
Parlamente; die Vorberatung in
derKommission ist abgeschlos-

sen. Mit dem Leistungsauftrag
werdennichtnurGeldergespro-
chen – Baselland zahlt für die
kommendenvier Jahre 298,Ba-
sel-Stadt 204,7Millionen Fran-
ken. Die Parlamente könnten
darin auch Vorgaben bezüglich
derAusrichtungderAusbildung
und derQualitätmachen.

Bucher kritisiert den Aktio-
nismusgewisserParlamentarie-
rinnen und Parlamentarier. So
fragt etwa die Basler GLP-
Grossrätin Sandra Bothe-Wenk
ineinemneuenVorstossdieRe-
gierung, ob ein privates Institut
zur Ausbildung von Lehrerper-
sonen auf Primarstufe eineOp-
tionwäre.

DazusagtBucher:«Wenn je-
manddasunternehmerischeRi-
siko eingehen und eine solche
Institution aufbauen will, kann
er oder sie das tun. Dafür
braucht es den Kanton nicht.»
Dass dieser selber wegen der
Probleme an der FHNW eine
staatlicheLehrpersonen-Ausbil-
dung neu lanciert, hält Bucher
für nicht zielführend.

Philosoph im Hungerstreik
Ein 35-Jähriger, der imGefängnis Bässlergut einenMithäftlingmit einemMesser angegriffen haben soll, taucht nicht vorGericht auf.

Patrick Rudin

Eswar einMesserangriff imGe-
fängnisBässlergut, der amMon-
tag eigentlich vor dem Basler
Strafgericht hätte verhandelt
werdensollen:Einheute35-Jäh-
riger aus Algerien soll im De-
zember 2023 einenMithäftling
angegriffen und seinem Opfer
mit einemmodifiziertenPlastik-
messer dabei mehrmals in den
Hals gestochen haben. Die
Staatsanwaltschaft hat den
Mann deshalb wegen versuch-
tenMordes angeklagt.

Am Montag vor Gericht
tauchte der Angeklagte aber
nicht auf. Er befindet sich seit

einem Monat im Hungerstreik
und istderweil inderGefängnis-
abteilung des Inselspitals in
Bern untergebracht. Laut dem
dortigenArzthabe sich seinege-
sundheitliche Situation ver-
schlechtert, er bleibe mindes-
tenswährenddernächsten zwei
Wochen hospitalisiert.

Sounkooperativ, dass
erkeinenAnwaltwill
Das Gericht wollte daraufhin
wenigstens das Opfer im Sinne
einer vorsorglichen Zeugenein-
vernahme befragen. Doch am
spätenMorgen zeigte sich, dass
auch das Opfer nicht zum Ge-
richtstermin erschien.

Die fünf Richter beschlossen
schliesslich, dassnundieRegeln
desAbwesenheitsverfahrens zur
Anwendung gelangen: Zwar sei
der Angeklagte derzeit tatsäch-
lich nicht verhandlungsfähig.
Allerdingshabeerbereits früher
angekündigt, dass er nicht mit
der Justiz kooperiere und auch
keinenAnwalt wolle. Da er dies
bereits im Vorfeld schriftlich
mitgeteilt habe, gehe das Ge-
richtvoneinerunentschuldigten
Abwesenheit aus.

Damit muss die Verhand-
lung zwingend neu angesetzt
werden, beimzweitenMalwäre
auch trotz Abwesenheit ein
Urteil möglich. Das wird aller-

dingswohl erst imnächsten Jahr
möglich sein: In verschiedenen
Strafanstalten habe es nunHin-
weise gegeben, dass der Mann
an einem religiösenWahn oder
auch an einer Persönlichkeits-
störung leide. Damit stelle sich
dieFragenachder Schuldfähig-
keit.DasGerichtwirdnuneinen
Gutachter beauftragen. Bislang
kamen die Psychiater aus meh-
reren Haftanstalten in der
Schweiz zu widersprüchlichen
Einschätzungen. Relevant für
dasGericht ist in ersterLinieder
Zustand zumTatzeitpunkt.

Der 35-Jährigewar imOkto-
ber 2022 in die Schweiz einge-
reist, sein Asylgesuchwurde im

März 2023 abgewiesen. Wegen
gewerbs- und bandenmässiger
Diebstähle sowie versuchter se-
xueller Nötigung erhielt er im
November2023eineunbeding-
te Freiheitsstrafe von drei Jah-
ren. Mehrmals kassierte er im
GefängnisDisziplinarstrafen, er
hingegen bestand auf eine Ver-
setzung in eine andere Anstalt.

Keineeinfache
Begutachtungvorausgesagt
Die Gerichtspräsidentin beton-
teamMontag,dieBegutachtung
werde wohl nicht einfach wer-
den. Bislang verweigerte der
Mann jegliche Mitwirkung. Er
wird bereits neuroleptisch und

psychiatrischbehandelt, erlaub-
te der Justiz aber bislang keinen
Einblick in die Patientenakten.
Laut dem Opfer hatte er wäh-
rend der Tat einen «freudig la-
chendenGesichtsausdruck».

Als ihn ein Gefängnisaufse-
her kurz nach dem Vorfall frag-
te,weshalber auf einenMithäft-
ling losgegangen sei, soll er sich
äusserst philosophisch geäus-
sert haben: «Ce qui est vrai est
vrai et ce qui est vrai est faux» –
was wahr ist, ist wahr, und was
wahr ist, ist falsch, zitiert dieAn-
klageausdemPolizeirapport. In
Bezug auf den Angriff gilt für
den Mann derzeit die Un-
schuldsvermutung.

Der FHNW-Campus ein architektonischer Leuchtturm. Dasselbe lässt sich nicht von der Ausbildungsqualität an der PH sagen. Bild: zvg/Tom Bisig

Zwei Stunden lang
floss kein Strom
Unterbaselbiet Für viele Men-
schenderRegiongabes gestern
Abendstatt einerwarmenMahl-
zeit nurCafé complet.Dennum
17.08 Uhr kam es in weiten Tei-
len des Unterbaselbiets zu
einem Stromausfall. Betroffen
warendieGemeindenAllschwil,
Binningen, Bottmingen, Ober-
wil, Reinach, Therwil, Arles-
heim, Münchenstein, Muttenz
und Pratteln, die alle im Strom-
verteilgebiet von Primeo Ener-
gie liegen. DerenWebseite und
Telefonsystem lag darnieder,
weshalbdieBevölkerungvorerst
nicht informiertwerdenkonnte.
Zeitweise standendieTrams10
und11 still, Bahnschrankenblie-
ben geschlossen. Es kamen Er-
satzbusse zumEinsatz.WiePri-
meo Energie mitteilte, ging der
Stromunterbruch von ihrem
Unterwerk in Münchenstein
aus.Weil dort dieHauptverteil-
station liegt, sei die Stromver-
sorgung grossflächig ausgefal-
len. Aufgrund der Rauchent-
wicklung wurde die örtliche
Feuerwehr alarmiert.Kurznach
19Uhr konnte der Stromausfall
behobenwerden. (yas)

Nachrichten
Fahrerflucht nach
Tramkollision

Basel-Stadt Ein Auto und ein
Tram kollidierten am Samstag
nach fünf Uhr Nachmittags bei
der Verzweigung Holbeinstras-
se/Auberg. Wie die Kantons-
polizei Basel-Stadt schreibt,
fuhrdieAutofahrerinnachdem
Zusammenstoss weiter, ohne
sich um die Schadensregelung
zu kümmern. Die Polizei sucht
nun die Autofahrerin und auch
Zeugen desUnfalls. (bz)

Konkurrenz für private
Zahnmedizinbefürchtet

Basel Der Grossrat Adrian Ise-
lin (LDP) kritisiert den «markt-
schreierischen Werbeauftritt»
des Universitären Zentrums
(UZB) für Zahnmedizin auf
einemTram. In einemVorstoss
will er von der Regierung wis-
sen, ob die Konkurrenzierung
von Privaten beabsichtigt sei
oderobmanvomUZBmehrZu-
rückhaltungbei derAnwerbung
erwarten dürfe. (bz)

«Mir scheint,
derPH-Leiter
hatnicht
verstanden,
wiegrossdie
Problemesind.»

Sibylle Schürch
Kommunikationsberaterin


